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Bei Geldtransaktionen zwischen Eheleuten 
ohne Gegenleistung ist im Hinblick auf die 
Schenkungsteuer Vorsicht geboten, wie 
ein vom Bundesfinanzhof entschiedener 
Fall zeigt.

Ein Ehemann war Inhaber eines Bank-
kontos, über das seine Ehefrau auch 
Kontovollmacht hatte. Er überwies hier-
von erhebliche Geldbeträge auf ein Kon-
to seiner Frau. Das Finanzamt sah hierin 
eine freigiebige Zuwendung und setzte 
Schenkungsteuer fest, weil die Freibe-
träge überschritten waren. Die Ehefrau 
behauptete, das Geld auf dem Konto des 
Ehemanns hätte ihr schon seit langem zur 
Hälfte gehört. Dies konnte sie weder be-
weisen noch schlüssig darlegen, sodass 
das Gericht die Schenkungsteuerfestset-
zung als rechtens betrachtete. Auch die 
Kontovollmacht der Ehefrau war für das 

Gericht kein Indiz, dass ihr das Guthaben 
anteilmäßig gehörte.

Hinweis: Eheleute können unter-
einander eine Bruchteilsberech-

tigung des Ehegatten, der nicht Kontoin-
haber ist, am Kontoguthaben vereinbaren. 
Zahlen beispielsweise beide Ehegatten 
Geld auf ein Sparkonto des einen Ehegat-
ten und besteht Einvernehmen darüber, 
dass die Ersparnisse beiden zugutekom-
men sollen, so gehört ihnen das Guthaben 
auch zivilrechtlich im Zweifel zu gleichen 
Teilen. Dies sollte zu Beweiszwecken aber 
schriftlich und zeitnah dokumentiert sein.

Auch bei sog. Oder-Konten, die beiden 
Eheleuten gehören, ist Vorsicht geboten, 
wenn nur ein Ehegatte Einzahlungen dar-
auf vornimmt. Es sollte jedenfalls steuerli-
cher Rat eingeholt werden.

Das Bundeskabinett hat am 26.10.2016 die 
Mindestlohnanpassungsverordnung be-
schlossen. 
Damit gilt ab dem 1. Januar 2017 in 
Deutschland ein einheitlicher gesetzli-
cher Mindestlohn von brutto 8,84 Euro je 
Zeitstunde.

Die Anhebung des Mindestlohns beruht 
auf dem Beschluss der Mindestlohnkom-
mission vom 28.06.2016 (lesen Sie hierzu 
unsere Nachricht v. 29.06.2016). Die Kom-
mission hatte mit dem Mindestlohnge-
setz den Auftrag erhalten, erstmals zum 
1. Januar 2017 über die Anpassung des 
Mindestlohns zu entscheiden und der 
Bundesregierung einen entsprechenden 
Vorschlag zu machen. Sie wird dies nun 
alle zwei Jahre tun. Die Mindestlohnkom-
mission prüft für ihren Beschluss, welche 
Höhe des Mindestlohns geeignet ist, zu 
einem angemessenen Mindestschutz der 
Arbeitnehmer beizutragen, faire und funk-
tionierende Wettbewerbsbedingungen zu 

ermöglichen sowie Beschäftigung nicht zu 
gefährden. Sie orientiert sich dabei nach-
laufend an der Tarifentwicklung.

Die Bundesregierung hat beschlossen, 
die von der Mindestlohnkommission vor-
geschlagene Anpassung durch die Min-
destlohnanpassungsverordnung für alle 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer verbindlich 
zu machen. Damit erhöht sich der gesetz-
liche Mindestlohn zum 1. Januar 2017 um 
34 Cent auf 8,84 € . Die Bundesregierung 
kann von der vorgeschlagenen Höhe des 
Mindestlohns nicht abweichen.

Quelle:  BMAS, Pressemitteilung v. 26.10.2016  
(Sc) Fundstelle(n): [AAAAF-84917] © NWB

Geldtransaktionen vom Konto des Ehemanns 
auf ein Konto der Ehefrau können schenkungsteuerpflichtig sein

Bundeskabinett beschließt Mindestlohnanpassungs-
verordnung (BMAS)

Liebe Leserinnen und Leser,

der Gerichtshof der Europäischen 

Union hat entschieden, dass die 

Ergänzung einer unvollständigen 

Rechnung zurückwirkt. Der Vor-

steuerabzug aus der ursprünglichen 

Rechnung bleibt erhalten. Dieses 

Urteil widerspricht dem deutschen 

Recht, das eine solche Rückwirkung 

nicht anerkennt.

In dem entschiedenen Fall ging es 

konkret um die Ergänzung der ur-

sprünglich ausgestellten Rechnung 

um eine fehlende Steuer Nummer 

bzw. Umsatzsteuer Identifikations-

nummer. Das Gericht begründete sei-

ne Auffassung u. a. damit, dass der 

Vorsteuerabzug gewährt wird, wenn 

die materiellen Anforderungen, die 

an eine Rechnung gestellt werden, 

erfüllt sind. Die Angabe z. B. der Um-

satzsteuer Identifikationsnummern 

gehört zu den formellen Bestandtei-

len einer Rechnung. Diese können 

auch nachträglich ergänzt werden.

Dr. Hanns-georg pipping
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Neue Beitragsbemessungsgrenzen ab 1. Januar 2017

Ab 1. Januar 2017 gelten folgende Werte in der Sozialversicherung:

			       2017	     2016	     2017	     2016
			   monatlich	 monatlich	   jährlich	   jährlich
			         €	       €	        €	        €
West
Krankenversicherung	 4.350,00	 4.237,50	 52.200,00	 50.850,00
Pflegeversicherung	 4.350,00	 4.237,50	 52.200,00	 50.850,00
Rentenversicherung	 6.350,00	 6.200,00	 76.200,00	 74.400,00
Arbeitslosenversicherung	 6.350,00	 6.200,00	 76.200,00	 74.400,00

Ost
Krankenversicherung	 4.350,00	 4.237,50	 52.200,00	 50.850,00
Pflegeversicherung	 4.350,00	 4.237,50	 52.200,00	 50.850,00
Rentenversicherung	 5.700,00	 5.400,00	 68.400,00	 64.800,00
Arbeitslosenversicherung	 5.700,00	 5.400,00	 68.400,00	 64.800,00

Die für die Beurteilung der Krankenversicherungspflicht geltenden Jahresarbeitsent-
geltgrenzen betragen für die bei einer gesetzlichen Krankenkasse versicherten Arbeit-
nehmer 57.600,00 €. Für die bereits am 31. Dezember 2002 in der Privaten Krankenver-
sicherung versicherten Beschäftigten beträgt die Grenze 52.200,00 €.

Folgende Unterlagen 
können im Jahr 2017 
vernichtet werden

Nachstehend aufgeführte Buchfüh-
rungsunterlagen können nach dem 31. 
Dezember 2016 vernichtet werden:
•	Aufzeichnungen aus 2006 und früher.
•	Inventare, die bis zum 31. Dezember 
 	 2006 aufgestellt worden sind.
•	Bücher, in denen die letzte Eintragung 
	 im Jahre 2006 oder früher erfolgt ist.
•	Jahresabschlüsse, Lageberichte und 
 	E röffnungsbilanzen, die 2006 oder  
	 früher aufgestellt worden sind.
•	Buchungsbelege aus dem Jahre 2006 
	 oder früher.
•	Empfangene Handels- oder Geschäfts- 
	 briefe und Kopien der abgesandten 
 	 Handels- oder Geschäftsbriefe, die 
 	 2010 oder früher empfangen bzw.  
	 abgesandt wurden.
•	sonstige für die Besteuerung bedeut- 
	 same Unterlagen aus dem Jahre 2010 
	 oder früher.
Dabei sind die Fristen für die Steuerfest-
setzungen zu beachten.

Unterlagen dürfen nicht vernichtet wer-
den, wenn sie von Bedeutung sind
•	für eine begonnene Außenprüfung,
•	für anhängige steuerstraf- oder buß- 
	 geldrechtliche Ermittlungen,
•	für ein schwebendes oder aufgrund 
	 einer Außenprüfung zu erwartendes 
	 Rechtsbehelfsverfahren oder zur Be- 
	 gründung der Anträge an das Finanz- 
	 amt und
•	bei vorläufigen Steuerfestsetzungen.

Es ist darauf zu achten, dass auch die 
elektronisch erstellten Daten für zehn 
Jahre vorgehalten werden müssen.

Natürliche Personen, deren Summe der 
positiven Einkünfte aus Überschuss-
einkünften (aus nichtselbständiger Ar-
beit, Kapitalvermögen, Vermietung und 
Verpachtung und sonstige Einkünfte) 
mehr als 500.000 € im Kalenderjahr 2016 
betragen hat, müssen die im Zusam-
menhang stehenden Aufzeichnungen 
und Unterlagen sechs Jahre aufbewah-
ren. Bei Zusammenveranlagung sind die 
Feststellungen für jeden Ehegatten ge-
sondert maßgebend.

Die Verpflichtung entfällt erst mit Ab-
lauf des fünften aufeinanderfolgenden  
Kalenderjahrs in dem die Voraussetzun-
gen nicht erfüllt sind.

i

Überprüfung der Gesellschafter-Geschäftsführer-
bezüge einer GmbH
Bezüge der Gesellschafter-Geschäfts-
führer müssen regelmäßig auf ihre An-
gemessenheit hin überprüft werden. 
Bei dieser Prüfung werden folgende Ge-
haltsbestandteile mit berücksichtigt: 
Festgehalt (einschließlich Überstunden-
vergütung), Zusatzvergütungen (z. B. Ur-
laubsgeld, Tantiemen, Gratifikationen), 
Pensionszusagen und Sachbezüge.

Die Vergütungsbestandteile dürfen so-
wohl dem Grunde nach, als auch der Höhe 
nach nicht durch das Gesellschaftsver-
hältnis veranlasst sein. Zudem müssen 
die einzelnen Gehaltsbestandteile sowie 
die Gesamtvergütung angemessen sein. 
Danach ist zu prüfen, ob auch ein fremder 
Geschäftsführer, der keine Beteiligung 
an der GmbH hält, diese Entlohnung für 
seine Tätigkeit erhalten hätte. Es kann 
auch notwendig sein, die Tantieme und 
die Gesamtbezüge - z. B. wegen weiterer 

Bezüge aus anderen Tätigkeiten - auf ei-
nen bestimmten Höchstbetrag zu begren-
zen. Beschäftigt eine GmbH mehrere Ge-
schäftsführer, müssen insbesondere bei 
kleinen Unternehmen ggf. Vergütungsab-
schläge vorgenommen werden.

Damit die Vergütungen des Gesellschaf-
ter-Geschäftsführers als Betriebsaus-
gaben berücksichtigt werden können, 
muss zuvor ein Anstellungsvertrag ab-
geschlossen werden. In diesem muss 
klar und eindeutig formuliert werden, 
welche Vergütungen der Gesellschaf-
ter Geschäftsführer erhält. Fehlen diese 
Vereinbarungen, liegt eine verdeckte Ge-
winnausschüttung vor.

Sowohl die Neufestsetzung als auch 
sämtliche Änderungen der Bezüge sind 
grundsätzlich im Voraus durch die Gesell-
schafterversammlung festzustellen.

Hinweis: Aufgrund 
der Vielzahl der 

Urteile zu diesem Themen-
gebiet ist es sinnvoll, die 
Bezüge insgesamt mit dem 
Steuerberater abzustim-
men.
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Automatischer Informationsaustausch (AIA) – 
Das Ende der Selbstanzeige?!  Quo vadis Abgeltungssteuer?

Mit Hilfe eines neuen globalen Standards 
(Common Reporting Standard – „CRS“) für 
den automatischen Informationsaustausch 
(AIA) soll die grenzüberschreitende Steuer-
hinterziehung ab 2017 bzw. 2018 erheblich 
eingeschränkt werden. Da sich weltweit alle 
wichtigen Finanzzentren (insbes. Liechten-
stein, Luxemburg, Österreich, Schweiz) zur 
Übernahme dieses Standards bekannt ha-
ben, steht die strafbefreiende Selbstanzei-
ge wegen der damit einhergehenden erheb-
lichen Entdeckungsgefahr vor dem Aus.
 
1. Betroffene Daten
Künftig werden insbesondere folgende Da-
ten an den Fiskus übermittelt: Name, An-
schrift, Steueridentifikationsnummer sowie 
Geburtsdaten und -ort jeder meldepflichti-
gen Person, Kontonummer, Jahresendsal-

den der Finanzkonten 
und gutgeschriebe-
nen Kapitalerträgen, 
einschließlich Einlö-
sungsbeträgen und 
Veräußerungserlösen.
 
Unter die Meldepflicht 
fallen zudem auch die 
Daten zu Lebensver-
sicherungsverträgen. 
Dies ist besonders für 

diejenigen Anleger prekär, die in den letzten 
Jahren ihr Vermögen in ausländische Le-
bensversicherungen überführten und somit 
hofften, der Entdeckung und Strafverfol-
gung zu entgehen. Erste ausländische Ver-
sicherer haben bereits Mitte des Jahres 2016  
damit begonnen, Formulare zur „Steuerli-
chen Selbstauskunft“ bzw. „Steuerkonfor-
mität Bestätigung“ an ihre Kunden zu ver-
senden.
 
2. Zeitliche Umsetzung
Der erste Datenaustausch an die deutschen 
Finanzbehörden, bezogen auf den Zeitraum 
vom 01.01.2016 bis 31.12.2016, erfolgt zum 
30.09.2017. Daher haben bereits 56 Länder, 
zu denen auch Deutschland, Liechtenstein 
und Luxemburg gehören, mit der Sammlung 
von Steuerdaten begonnen.

 

 3. Empfehlungen und Fazit
Die weltweite Zusammenarbeit der Steuer-
verwaltungen wird durch die Einführung von 
AIA und CRS zu einer weiteren Steigerung 
des Steueraufkommens des deutschen Fis-
kus führen.
 
Anleger mit bisher noch nicht deklarierten 
Auslandsvermögen sollten sich zeitnah 
bezüglich einer strafbefreienden Selbst-
anzeige beraten lassen, da nach erfolgtem 
Datenaustausch mit erheblichen strafrecht-
lichen Nachteilen zu rechnen ist.
 
Zudem wird in Deutschland über einen Sys-
temwechsel bezogen auf die bisherige „an-
onyme“ Besteuerung von Kapitalerträgen 
mit 25 Prozent nachgedacht. Der Bundesrat 
beschäftigt sich derzeit mit der Abschaf-
fung der Abgeltungssteuer, weil zukünftig 
ein zeitnaher Austausch von steuerrelevan-
ten Informationen zwischen den Mitglieds-
staaten der EU sowie zwischen zahlreichen 
OECD-Ländern möglich ist (Bundesrat Druck-
sache 643/16).
                                                                                 

Andreas Loth
Rechtsanwalt, Steuerberater

Diplom-Finanzwirt (FH)

lex i
rechtsanwaltsgesellschaft

Neues BMF Schreiben zu Teilwertabschreibungen und Anforderungen an eine 
„voraussichtlich dauernde Wertminderung“
Das Bundesministerium der Finanzen hat 
zu Fragen der steuerlichen Zulässigkeit 
von Teilwertabschreibungen Stellung ge-
nommen. Dabei geht es vor allem darum, 
wann eine „voraussichtlich dauernde 
Wertminderung“ bei Wertpapieren vorliegt. 
Bei börsennotierten, börsengehandelten 
und aktienindexbasierten Wertpapieren 
des Anlage- und Umlaufvermögens ist von 
einer voraussichtlich dauernden Wertmin-
derung auszugehen, wenn der Börsenwert 
zum Bilanzstichtag unter denjenigen im 
Erwerbszeitpunkt gesunken ist und der 
Kursverlust die Bagatellgrenze von 5 % der 
Notierung bei Erwerb überschreitet. Ent-
gegen der bisher von der Verwaltung ver-
tretenen Auffassung bleiben bis zum Tag 
der Bilanzaufstellung eintretende Kursän-
derungen unberücksichtigt.
Steigt der Börsenkurs zum nächsten Bi-
lanzstichtag, muss das Wertpapier nach 

einer vorangegangenen Teilwertabschrei-
bung mit dem aktuellen Börsenkurs an-
gesetzt werden, wobei die ursprünglichen 
Anschaffungskosten die Obergrenze bil-
den. Bei der Wertaufholung soll die Baga-
tellgrenze nicht zur Anwendung kommen; 
diese Auffassung der Finanzverwaltung ist 
allerdings umstritten.
Jede Teilwertabschreibung führt zu Auf-
wand und ist damit steuerentlastend; jede 
Wertaufholung führt zu Ertrag und ist da-
mit steuerbelastend.
Beispiel: Das Wertpapier wird zu 100 an-
geschafft und so in der Bilanz zum 31. 
Dezember 2013 erfasst. Der Börsenkurs 
beträgt 98 zum 31. Dezember 2014, 90 zum 
31. Dezember 2015 und 93 zum 31. Dezem-
ber 2016.
In der Bilanz zum 31. Dezember 2014 darf 
keine Teilwertabschreibung erfolgen, da 
die Bagatellgrenze nicht überschritten ist. 

Zum 31. Dezember 2015 kann der Steuer-
pflichtige eine Teilwertabschreibung von 
100 auf 90 vornehmen. Tut er dies, muss er 
in der Bilanz zum 31. Dezember 2016 nach 
umstrittener Auffassung der Finanzver-
waltung das Wertpapier mit 93 ansetzen, 
obwohl die Bagatellgrenze nicht über-
schritten wird.
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1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen 
müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum 
folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. 
Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der 
nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis 
zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Über-
weisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf 
dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

2 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst 
drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt 
gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt wer-
den.

3 Für den abgelaufenen Monat.

4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den 
vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlänge-
rung für das vorangegangene Kalendervierteljahr.

5 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind 
einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Mo-
nats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, 
empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen 
gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. 
Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit 
(d. h. am 23.12.2016 für Dezember und am 25.01.2017 für Januar) 
an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale Be-
sonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die 
Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die 
Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10  Tage vor dem Fälligkeitstermin 
an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, 
wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Fei-
ertagen fällt.

Termine Dezember 2016 und Januar 2017
Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern fällig werden:

Steuerart		  Fälligkeit Dezember			   Fälligkeit Januar

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag3	 12.12.2016				    10.01.2017 

Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 	 12.12.2016

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag	 12.12.2016 

Umsatzsteuer 4		  12.12.2016				    10.01.2017

Ende der Schonfrist durch

	Ü berweisung1 	 15.12.2016				    13.01.2017

	 Scheck2	 09.12.2016 				    06.01.2017

 Sozialversicherung5		  28.12.2016				    27.01.2017

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag3	 Seit dem 01.01.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der 		

		  darauf entfallende Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer 		

		  erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das 		

		  zuständige Finanzamt abzuführen.

	 	


